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 Kinder- und Jugendärzte
GU: EBM-Nr. 01732 ab dem 01.07.2026 auch für Kinderärzte

Seit dem Quartal IV/2025 gilt laut EBM, dass Kinder- und Jugendärzte 
 Leistungen auch bei Versicherten ab Beginn des 19. Lebensjahres bis zum 
vollendeten 21. Lebensjahr (Heranwachsende) abrechnen können. Dieser 
Logik folgend kommt nun auch die ab 18 Jahren mögliche erste Gesundheits-
untersuchung (GU) für die Kinder- und Jugendärzte hinzu.

GKV-Versicherte haben ab Vollendung des 18. Lebensjahres und bis zum Ende 
des 35. Lebensjahres einen – in diesem Lebensabschnitt einmaligen – Anspruch 
auf eine GU nach den Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA). 
Daher hat der Bewertungsausschuss mit Wirkung ab dem 01.07.2026 durch 
Aufnahme einer Bestimmung im EBM-Abschnitt 1.7 klargestellt, dass die GU auch 
für Fachärzte für Kinder- und Jugendmedizin für Versicherte ab dem vollende-
ten 18. Lebensjahr bis zum vollendeten 21. Lebensjahr berechnungsfähig ist. Die 
GU für diesen Personenkreis hat einen im Vergleich zur regelhaften GU ab dem 
35. Lebensjahr einen etwas reduzierten Leistungsumfang (das Lipidprofil und 
die Nüchternplasmaglukose werden bei den jüngeren Patienten nur bei ent-
sprechendem Risikoprofil analysiert). Die Abrechnung der GU erfolgt mit der 
Nr. 01732 (326 Punkte), die Abrechnung der ggf. erforderlichen Erbringung im 
Eigenlabor mit den Nrn. 32881 (0,25 Euro) und 32882 (1,00 Euro).
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 Haftungsrecht/Alle Fachrichtungen 
Kann der Patient auf die Aufklärung verzichten?

Vor der Behandlung ist eine Einwilligung des Patienten einzuholen. Die Ein-
willigung ist nur wirksam, wenn zuvor eine ordnungsgemäße Aufklärung über 
Chancen, Risiken und gleichwertige Alternativen erfolgt ist. Diese darf sich 
nicht auf die Übergabe von Aufklärungsbögen beschränken, sondern muss 
mündlich durch den behandelnden Arzt erfolgen. Doch es gibt auch Patienten, 
die keine Aufklärung wünschen. Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am 
Main hat in einer Entscheidung ausführlich zu einem solchen Verzicht Stellung 
genommen (Urteil vom 22.10.2025, Az. 17 U 78/24). 

Es reicht bei einem Verzicht nicht aus, dass der Patient jede Aufklärung pauschal 
ablehnt, bevor der behandelnde Arzt etwas dazu gesagt hat. Zudem muss der 
Verzicht sorgfältig dokumentiert werden. Dazu ein Blick in die Urteilsgründe:
„Ein Patient kann rechtswirksam auf eine vollständige Aufklärung verzichten…“. 

Dies ist „Ausdruck des Selbstbestimmungsrechts des Patienten“.(Randziffer 67)
„An die Wirksamkeit eines solchen Verzichts sind allerdings strenge Anforderun-

gen zu stellen. Der Patient muss den Verzicht deutlich, klar und unmissverständ-
lich äußern und dabei im großen Ganzen wissen, worauf er sich einlässt. Erfor-
derlich ist eine grobe Grundorientierung des Patienten in Form von Basisinfor-
mationen zur Diagnose, zum Verlauf des Eingriffs und zum Umstand, dass dieser 
nicht ohne Risiko versehen ist… . Eine freie Entscheidung, bestimmte Informati-
onen nicht erhalten zu wollen, setzt ferner voraus, dass der Betroffene weiß, dass 
es Informationen dieser Art gibt, die er zur Kenntnis nehmen könnte… . Der 
Verzicht muss individuell und ohne Beeinflussung durch den Arzt freiwillig und 
ernsthaft erklärt werden.“ (Randziffer 68)
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